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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - — Az. 17/65 — des ! 
Hans Spranger, Nürnberg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen | 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. j 

j 

Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
22. September 1965 Einspruch eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor, 

er sei nicht in dem Besitz der Briefwahlunterla- 
gen gekommen und damit vom Wahlrecht aus- 
geschlossen worden. 

Aus den Ausführungen des Einspruchsführers und 
der Stellungnahme der Landeshauptstadt Mün- 
chen — Referat für Kreisverwaltung und öffent- 
liche Ordnung — vom 7. Februar 1966 ergibt sich I 
folgender Sachverhalt: 

Der Einspruchsführer verbüßt z. Z. eine Gefäng- j 
nisstrafe. Von der Strafanstalt Bernau/Chiemsee j 
erhielt er am 23. August 1965 die Unterlagen für ! 
die Beantragung der Briefwahl ausgehändigt. Die j 
Briefwahlunterlagen wurden vom Städtischen | 
Wahlamt München angefordert. 

Am 31. August 1965 wurde er auf Grund seines i 
Antrages auf Strafortsänderung nach Nürnberg i 
verlegt. Am 2. September 1965 erhielt er in Nürn- ; 
berg erneut die Unterlagen zur Beantragung der j 
Briefwahl, die ebenfalls nach München gesandt : 
wurden. 

Das Städtische Wahlamt München teilte ihm mit, 
daß inzwischen die angeforderten Briefwahl- 
unterlagen nach Bernau abgesandt worden seien 
und man empfehle, sich mit Bernau zwecks Nach- 
sendung der dorthin übersandten Unterlagen in 
Verbindung zu setzen. 

Auf eine entsprechende Anfrage gab die Straf- 
anstalt Bernau davon Mitteilung, daß keine 


Briefwahlunterlagen für den Einspruchsführer 
eingegangen seien. Auf eine Anfrage der Straf- 
anstalt Nürnberg beim Wahlamt München teilte 
dieses mit, es stehe fest, daß die Briefwahlunter- 
lagen für den Einspruchsführer nach Bernau ab- 
gesandt worden seien. 

Mit Schreiben vom 15. September 1965 teilte das 
Wahlamt München dem Einspruchsführer noch 
einmal schriftlich mit, daß die Wahlunterlagen 
am 31. August 1965 an seinen damaligen Aufent- 
haltsort Bernau geschickt worden seien. 

Die Landeshauptstadt München erklärt in ihrer 
Stellungnahme, die sie mit Schreiben vom 
19. September 1965 auch dem Einspruchsführer 
mitgeteilt hat, sie sei auf Grund gesetzlicher Be- 
stimmungen daran gehindert, den Wahlschein 
zweimal auszufertigen. 

Der Einspruchsführer erklärt, ihm gehe es im 
wesentlichen um die Klärung der Frage, wie es 
möglich war, daß er nicht in den Besitz der Brief- 
wahlunterlagen gekommen sei, die ja nur durch 
amtliche Instanzen (Wahlamt, Bundespost, Straf- 
anstalt) in seine Hände hätten gelangen können. 
Hierbei sei es für ihn unwesentlich, daß seine 
Stimme keinen Einfluß auf das Ergebnis der 
Wahl gehabt hätte. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahiprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist jedoch offen- 
sichtlich unbegründet. 

Die Ausübung des Wahlrechts ist nach dem Bundes- 
wahlgesetz auch in der Form der Briefwahl möglich. 
Die Briefwahl bringt die Gefahr mit sich, daß Wahl- 
unterlagen verloren gehen, sei es auf dem Wege 
von der Wahlbehörde zum Wahlberechtigten, sei 
es beim Wähler, nachdem er den Wahlschein erhal- 
ten hat. Die Bundeswahlordnung unterscheidet diese 
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beiden Falle nicht, sondern bestimmt in § 25 Abs. 8 
für den einen wie den anderen Fall: „Verlorene 
Wahlscheine werden nicht ersetzt." Damit wird das 
Risiko des Verlustes dem Wähler aulgebürdet. 

Wenn das Wahlamt der Stadt München bei dieser 
Rechtslage es abgelehnt hat, einen zweiten Wahl- 
schein auszufertigen, entspricht diese Entscheidung 
dem Gesetz. 

Da demnach ein Verstoß gegen die Wahl Vorschrif- 
ten nicht vorliegt, ist der Einspruch offensichtlich 
unbegründet. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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